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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auszahlung von Versicherungsleistungen aus dem Alt- 
bestand von Versicherungsunternehmen mit dem Sitz 
im Bundesgebiet an in der DDR/SBZ lebende Berechtigte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Jacobl (Marl), 
Fritsch, Dr. Rutschke und Genossen 
— Drucksache VI/ 1574 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Hält es die Bundesregierung für möglich, den Versicherungs- 
unternehmen zur Deckung der noch zu erfüllenden Verbind- 
lichkeiten gegenüber Einwohnern der DDR/SBZ nach Umstellung 
Ausgleichsforderungen gegen die öffentliche Hand zuzuteilen? 


Die Zuteilung von Ausgleichsforderungen zur Deckung aller 
noch nicht erfüllten Verbindlichkeiten der Versicherungsunter- 
nehmen aus Lebens- und Rentenversicherungen hält die Bun- 
desregierung nicht für möglich. Im Falle der Beseitigung der 
Wohnsitzvoraussetzungen in den §§ 2 und 3 des Gesetzes zur 
Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenversiche- 
rungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 1964 
(Bundesgesetzbl, I S. 433) würden Ausgleichsforderungen in 
einer Größenordnung erforderlich werden (s. unten zu Nr. 5), 
die haushaltsmäßig nicht tragbar waren. Im übrigen würden 
sich die betroffenen Versicherungsunternehmen, wenn sie nicht 
überhaupt einen Ausgleich in bar verlangen würden, wahr- 
scheinlich im Interesse der Neuversicherten nicht mehr mit der 
Zuteilung der früher gewährten Art von Ausgleichsforderungen 
mit einer Verzinsung von nur 3L''2°/o begnügen können, weil 
diese Verzinsung unter den heutigen Kapitalmarktverhältnissen 
keinen angemessenen Ausgleich für die von den Versicherungs- 
unternehmen in bar zu erbringenden neuen Leistungen darstel- 
len würde. Die Aufwendungen der öffentlichen Hand aus Steuer- 
mitteln würden sich damit noch weiter erhöhen. 


Budidruckerei P. Meier, 5205 St, Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksadle VI/ 1661 


Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


2. Kann, ausgehend von einer Konsolidierung der wirtschaftlichen 
Lage der betroffenen Versicherungsunternehmen, diesen nach 
Meinung der Bundesregierung zugemutet werden, zumindest 
einen Teil der erwähnten umgestellten Verbindlichkeiten selbst 
zu tragen, ohne daß die Deckung der Ansprüche aus dem Neu> 
bestand an Versicherungsverträgen gefährdet wird? 


Den betroffenen Versicherungsunternehmen kann nach Auffas- 
sung der Bundesregierung nicht zugemutet werden, die bei 
einem Wegfall der Wohnsitzvoraussetzungen anfallenden 
Mehraufwendungen ganz oder teilweise selbst zu tragen. Die 
Gewinne aus dem Neugeschäft der Unternehmen nach der Wäh- 
rungsumstellung stehen bis auf einen geringen Rest vertraglich 
den Versicherungsnehmern aus den neuen Versicherungsver- 
trägen zu. Die Entstehung von Gewinnen ist ohnehin schon da- 
durch eingeschränkt, daß die Deckungswerte der Versicherungs- 
unternehmen zu einem nicht unerheblichen Teil aus Ausgleichs- 
forderungen mit einem Zinssatz von 3V2V0 bestehen. Eine Be- 
lastung der Versicherungsunternehmen mit zusätzlichen Auf- 
wendungen für die Reichsmarkversicherungen würde die Stel- 
lung der Neuversicherten gefährden. Auf sonstige Mittel bei 
den Versicherungsunternehmen kann nicht zurückgegriffen 
werden. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen Bundestag in 
nächster Zeit den Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- und 
Rentenversidierungen vorzulegen, durch den die Wohnsitzvor- 
aussetzungen für die Geltendmachung der genannten Ansprüche 
völlig entfiele? 


Die Bundesregierung sieht sich schon mit Rücksicht auf die ent- 
stehende, unter Nr. 5 näher dargelegte finanzielle Belastung 
der öffentlichen Hand nicht in der Lage, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, durch den die Wohnsitz Voraussetzungen für die 
Geltendmachung von Ansprüchen aus Lebens- und Rentenver- 
sicherungen völlig beseitigt werden. Gegen eine solche Maß- 
nahme würde überdies auch die Erwägung sprechen, daß außer- 
halb des Interzonenhandelsverkehrs nach wie vor keine legale 
Transfermöglichkeit in die DDR besteht und die freigegebenen 
Beträge in der Regel nicht in die Hand des Berechtigten in der 
DDR gelangen würden, sondern auf ein Sperrkonto des Beicch- 
tigten bei einem Bankinstitut in der Bundesrepublik eingezahlt 
werden müßten. Der Berechtigte ist nach den devisenrechtlichen 
Vorschriften der DDR verpflichtet, diese Devisenwerte anzu- 
melden, der Deutschen Notenbank in der DDR zum Ankauf 
anzubieten und sich jeder ungenehmigten Verfügung über diese 
Werte zu enthalten. 
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4. Hätte eine solche Regelung zwangsläufig Auswirkungen auf 
andere Gesetze,, ggf. auf welche? 

Eine Beseitigung der Wohnsitzvoraussetzungen für den Ver- 
sicherungsbereich hätte zwangsläufig Auswirkungen auf die 
Regelung zahlreicher anderer Kriegsfolgengesetze. Von den in 
diesem Zusammenhang bedeutsamen Gesetzen mit Wohnsitz- 
voraussetzungen sind insbesondere die folgenden zu nennen: 

A. Umstellungsgesetze für privatrechtliche Ansprüche 

1. Umstellungsergänzungsgesetz von 1953 

für Berliner RM-Uraltguthaben 

2. Berliner Altbankengesetz von 1953 

für RM-Schuldverschreibungen Berliner Altbanken 

B. Ents chädigungsgesetze 

1. Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 GG fallenden Personen von 1951 

für verdrängte Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes 

2. Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung national- 
sozialistischen Unrechts für Angehörige des öffentlichen 
Dienstes von 1951 

für NS-geschädigte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes 

3. Lastenausgleichsgesetz von 1952 

für Vertreibungsschäden, Ostschäden und Sparer- 
schäden 

4. Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz von 1954 

für entlassene Kriegsgefangene 

5. Häftlingshilfegesetz von 1955 

für ehemalige politische Häftlinge 

6. Bundesentschädigungsgesetz von 1956 

für Opfer der NS-Verfolgung 

7. Allgemeines Kriegsfolgengesetz von 1957 

für Ansprüche gegen das Reich, insbesondere auf 
Schadensersatz und auf Ablösung von Reichs- 
Schuldverschreibungen 

8. Gesetz zur Regelung der Verbindlichkeiten national- 
sozialistischer Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse 
an deren Vermögen von 1965 

für Schadensersatz- und Versorgungsansprüche 
gegen die NSDAP und deren Einrichtungen 
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9. Reparationsschädengesetz von 1969 

für Reparations-, Restitutions- und Rückerstat- 
tungsschäden 

C. Liquidationsgesetze 

1. Reichsnährstands-Abwicklungsgesetz von 1961 

für Verbindlichkeiten des Reichsnährstands 

2. Gesetz über die Liquidation der Deutschen Reichsbank 
und der Deutschen Golddiskontbank von 1961 

für Verbindlichkeiten der Deutschen Reichsbank 

3. Rechts träger- Ab Wicklungsgesetz von 1965 

für Verbindlichkeiten nicht mehr bestehender 
öffentlicher Rechtsträger. 


5. In welcher Höhe würden bei einer solchen Regelung voraus- 
sichtlich Ausgleichsforderungen im Rahmen der Finanzpla- 
nung — auch für die eventuell nach Frage 4 einbezogenen 
anderen Gesetze — erwachsen? 


a) Der Gesamtbetrag der Ausgleichsforderungen gegen die 
öffentliche Hand, die bei einem Wegfall der Wohnsitzvor- 
aussetzungen für Versicherungsansprüche zusätzlich anfallen 
würden, ist von dem Bundesaufsichtsamt für das Versiche- 
rungs- und Bausparwesen auf Grund einer groben Schätzung 
mit mindestens einer Milliarde DM beziffert worden. Die 
jährlichen Aufwendungen für Zins- und Tilgungsleistungen 
würden hiernach etwa 49 Millionen DM betragen. Hierbei ist 
noch nicht der Mehraufwand berücksichtigt, der bei einer 
Erhöhung des Zinssatzes der Ausgleichsforderungen {vgl. zu 
Nr. 1) entstehen würde. 

Schon die hiernach allein für den Versicherungsbereich er- 
forderlichen Mittel wurden bei der gegebenen haushalts- 
mäßigen Lage nicht zur Verfügung gestellt werden können. 

b) Der Mehraufwand, der sich bei Einbeziehung der unter Nr. 4 
aufgeführten Gesetze ergeben würde, kann in seiner Ge- 
samtheit nicht näher beziffert werden und läßt sich, weil die 
Zahl der in Betracht kommenden Berechtigten zum Teil 
nicht bekannt ist, nur für einzelne Bereiche der Größenord- 
nung nach schätzen. So wäre allein für Ansprüche auf Grund 
des Lastenausgleichsgesetzes mit einem Aufwand von über 
30 Milliarden DM, für den Bereich des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes mit mehreren Milliarden DM und für An- 
sprüche aus verbrieften Reichstiteln mit einer Belastung von 
über 1,3 Milliarden DM zu rechnen. Für Ansprüche aus ehe- 
maligen Reichsmark-Schuldverschreibungen Berliner Alt- 
banken fielen an Kapitalleistungen und rückständigen Zin- 
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sen etwa 435 Millionen DM an, für Ansprüche aus Reichs- 
mark-Guthaben hei Berliner Altbanken, verlagerten Geldin- 
stituten und aus Postsparguthaben würden voraussichtlich 
Aufwendungen von schätzungsweise 150 Millionen DM und 
für Ansprüche von Auslandsgläubigern gegen Berliner Alt- 
banken und verlagerte Geldinstitute auf die sogenannte Ost- 
quote würden etwa 100 Millionen DM Mehraufwand ent- 
stehen. 

Diese für Teilbereiche zur Verfügung stehenden Zahlen zei- 
gen bereits, daß auf die öffentliche Hand Aufwendungen in 
Milliardenhöhe zukommen würden, deren Größenordnung 
eine Inangriffnahme von Maßnahmen zur Beseitigung der 
Wohnsitzvoraussetzungen völlig ausschließt. 


6. Könnte nicht zumindest eine Regelung getroffen werden, nach 
der bei besuchsweisem Aufenthalt von Anspruchsberechtigten 
aus der DDR/SBZ im Bundesgebiet die Forderungen befriedigt, 
werden? 

Die Frage, ob wenigstens Besuchern aus der DDR bei einer per- 
sönlichen Anwesenheit in der Bundesrepublik Deutschland die 
Geltendmachung ihrer Versicherungsansprüche ermöglicht wer- 
den kann, hat die Bundesregierung und den Deutschen Bundes- 
tag bereits im Jahre 1964 anläßlich der Beratungen über das 
4. Umstellungsergänzungsgesetz beschäftigt, durch das zur För- 
derung der Rentnerbesuche aus der DDR eine Lockerung dieser 
Art für Ansprüche gegen Berliner Altbanken und verlagerte 
Geldinstitute eingeführt worden ist. Von einer entsprechenden 
Maßnahme für den Versicherungsbereich wurde seinerzeit vor 
allem aus finanziellen Gründen abgesehen, da der Mehrauf- 
wand insoweit auf über 500 Millionen DM geschätzt worden 
war. Zusätzlich ist seinerzeit geltend gemacht worden, daß bei 
der Eröffnung von Versicherungsansprüchen mit erheblichen 
Beweisschwierigkeiten auf Seiten der Anspruchsteller zu rech- 
nen wäre, da die zum Nachweis der Ansprüche erforderlichen 
Unterlagen nach so langer Zeit bei einem großen Teil der Fälle 
nicht mehr zu beschaffen wären, und daß deshalb eine solche 
Regelung bei den Betroffenen u. U. falsche Hoffnungen erwek- 
ken würde. 

Dessen ungeachtet ist die Bundesregierung bereit, erneut in 
eine Prüfung der Frage einzutreten, ob und gegebenenfalls in 
welchem Umfang Erleichterungen zugunsten der Besucher aus 
der DDR mit Lebensversicherungsansprüchen möglich sind und 
ob insbesondere hierfür Haushaltsmittel beschafft werden kön- 
nen. Für eine solche Prüfung benötigt die Bundesregierung 
allerdings eine angemessene Zeitspanne. 


Gerhard Jahn 
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